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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

 
des Herrn 
 

 
Beschwerdeführers, 

 
 
gegen diverse staatliche Maßnahmen im Zusammenhang mit der Bekämpfung der 

Coronapandemie 
 
hat die 1. Kammer des  
 

VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

am 4. April 2022 

durch  

 

die Präsidentin Prof. Dr. D a u n e r - L i e b ,  

den Vizepräsidenten Prof. Dr. H e u s c h und 

den Richter Dr. R ö h l  

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG  

 

einstimmig beschlossen:  

 

Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig zu-
rückgewiesen. 
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G r ü n d e : 

 

Die Verfassungsbeschwerde wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1  

VerfGHG durch die Kammer zurückgewiesen, weil sie unzulässig ist.  

 

Nach § 53 Abs. 1 VerfGHG kann jedermann mit der Behauptung, durch die öffent-

liche Gewalt des Landes in einem seiner in der Landesverfassung enthaltenen Rech-

te verletzt zu sein, Verfassungsbeschwerde erheben. Mindestvoraussetzung für eine 

in zulässiger Weise erhobene Verfassungsbeschwerde ist damit, dass der Be-

schwerdeführer mitteilt, durch welchen konkreten Akt der öffentlichen Gewalt er sich 

in einem seiner verfassungsmäßigen Rechte verletzt sieht (vgl. VerfGH NRW, Be-

schluss vom 3. September 2019 – VerfGH 27/19.VB-1, juris, Rn. 2). 

 

Diesen Anforderungen wird der Vortrag des Beschwerdeführers nicht gerecht, denn 

er lässt nicht hinreichend erkennen, durch welche konkreten Akte der öffentlichen 

Gewalt er sich in einem seiner verfassungsmäßigen Rechte verletzt sieht. Insbeson-

dere bleibt unklar, ob Regelungen des Infektionsschutzgesetzes oder der Corona-

Schutzverordnung Beschwerdegegenstand sein sollen. Darüber hinaus ist das Infek-

tionsschutzgesetz als Bundesgesetz kein tauglicher Gegenstand einer Verfassungs-

beschwerde beim Verfassungsgerichtshof; in Bezug auf die Corona-Schutz-

verordnung als potentiellem Beschwerdegegenstand ist zudem die Erschöpfung des 

Rechtswegs (vgl. § 54 Satz 1 VerfGHG) nicht ersichtlich. 

 

Prof. Dr. Dauner-Lieb Prof. Dr. Heusch Dr. Röhl 
 


